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Der Bundesminister des Innern 

VI B 5-644 241/9 


Bonn, den 16. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verbesserungen im Touristenverkehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Feilermaier, Haage 
(München) und Genossen 
- Drucksache V/1790 — 


Im Einvernehmen mit den Bundesministern des Auswärtigen, 
der Finanzen und für Verkehr beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung den Beschluß 
der Vereinten Nationen unterstützen, die das Jahr 1967 zum 
„Jahr des Tourismus" erklärt haben? 


Die Empfehlungen der Vereinten Nationen für das „Inter- 
national Tourist Year 1967" beziehen sich im wesentlichen auf 
die Liberalisierung des Reiseverkehrs und die Entwicklungs- 
hilfe. Da die Bundesrepublik den Empfehlungen weitgehend ent- 
spricht, haben die Fremdenverkehrsverbände und -Organisa- 
tionen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und dem Bundesminister für Verkehr zu den Empfehlungen der 
Vereinten Nationen in internationalen Verhandlungen folgende 
Stellung eingenommen: 

„Die Empfehlungen der International Union of Official 
Traffic Organizations werden in der Bundesrepublik mit 
wohlwollendem Interesse betrachtet. Die meisten An- 
regungen sind in der Bundesrepublik bereits verwirklicht. 
Die Bundesrepublik hat in Beachtung des New Yorker 
weltweiten Abkommens von 1954 sowie der Römischen 
Beschlüsse vom Jahre 1963 den Reiseverkehr weitgehend 
liberalisiert, Deutsche Touristen können ohne Behinde- 
rung am internationalen Reiseverkehr teilnehmen. 1965 
gaben sie 5,6 Milliarden DM im Ausland aus. Diese Aus- 
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gaben sind auch im Jahre 1966 weiter gestiegen; im Jahre 
1967, dem Jahr des Tourismus, wird sich diese Entwick- 
lung fortsetzen. Mit ihren Leistungen für die Hilfe an in 
Entwicklung befindliche Länder hat die Bundesrepublik 
Deutschland weltweite Anerkennung gefunden. Zu diesen 
Leistungen gehört eine vielfältige Förderung des Touris- 
mus durch technische Hilfe, Bildungshilfe und Kapitalhilfe. 
Die Verbände und Organisationen des Fremdenverkehrs 
in der Bundesrepublik Deutschland werden mit besonde- 
rem Nachdruck im Jahre 1967 für den Tourismus werben. 
Dabei werden sie sich in geeigneter Weise der von der 
lUOTO vorgeschlagenen Embleme und Werbeworte für 
das „Internationale Touristenjahr" bedienen. 

Die deutsche Beteiligung an Messen und Ausstellungen in 
der Welt, im Jahre 1967 vor allem an der Weltausstellung 
in Montreal, wie umgekehrt die Vielzahl bedeutender 
Messen in der Bundesrepublik Deutschland, dürften in be- 
sonderem Maße dazu beitragen, den internationalen Tou- 
rismus zu fördern." 

Die deutschen Zollbestimmungen gehören schon seit längerer 
Zeit zu den liberalsten in Europa. Dennoch hat die Bundes- 
regierung am 1. Oktober 1966 im Hinblick auf die Urlaubszeit 
des Jahres 1967 zusätzliche Zollfreiheiten für die von Reisenden 
mitgebrachten Waren eingeführt und damit einen Beitrag zum 
„Jahr des Tourismus" geleistet. Sie wird an dieser Regelung 
festhalten, obwohl der grenznahe deutsche Einzelhandel Be- 
denken gegen sie erhoben und ihre Aufhebung gefordert hat. 

2. Denkt die Bundesregierung daran, vor allem in der Hauptreise- 
zeit die Kontrollformalitäten an den Grenzen im Interesse eines 
reibungslosen Verkehrs weiter abzubauen? 


Bei den grenzpolizeilichen Kontrollen in der Hauptreisezeit über 
die schon geschaffenen Erleichterungen - stichprobenweise 
Kontrolle, Zusammenlegung der deutschen Abfertigungsstellen 
mit denen der Nachbarstaaten, Kontrolle im fahrenden Zuge - 
noch hinauszugehen, ist nicht möglich. An den Grenzen der 
Bundesrepublik erscheinen nicht selten sichtvermerkspflichtige 
Ausländer. Diese müssen erkannt und - wenn notwendig - 
zurückgewiesen werden. Die Einreisenden sind bekanntlich 
keineswegs nur Touristen. Zu ihnen gehören in erheblichem 
Umfange Ausländer, die unter Umgehung der Einreisebestim- 
mungen in das Bundesgebiet einwandern oder hier eine Er- 
werbstätigkeit ausüben wollen. Die große Zahl der an den 
Grenzübergängen erzielten Fahndungserfolge beweist ferner, 
wie sehr die Kontrollen zur Bekämpfung der Kriminalität bei- 
tragen. 

Auch bei der Zollkontrolle des Reiseverkehrs die im Interesse 
des Tourismus und der mitmenschlichen Beziehungen schon seit 
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Jahren so leicht und flüssig wie möglich gestaltet wird - ist ein 
noch weitergehender Abbau der Formalitäten nicht mehr mög- 
lich. Er käme einem Verzicht auf jede Zollkontrolle gleich. In 
Zeiten des modernen Massentourismus und der Motorisierung 
würden dann derartige Mengen unverzollter und unversteuer- 
ter, gesundheits- oder lebensmittelpolizeilich nicht geprüfter 
Waren in das Bundesgebiet eingeführt werden, daß die Zoll-, 
Steuer- und Außenwirtschaftsgesetzgebung sowie die sonstigen 
Einfuhrvorschriften weitgehend wirkungslos würden. Niemand 
würde z.B. noch die deutsche Tabak- oder Kaffeesteuer oder 
den deutschen Branntweinmonopolausgleich zahlen wollen, 
wenn die entsprechenden Waren im Reiseverkehr täglich in 
mehreren zehntausend Pkws unversteuert ins Bundesgebiet ein- 
geführt werden könnten, von „Reisenden", die sich von Tou- 
risten in Einkaufsreisende oder sogar Geschäftsreisende ver- 
wandelt haben. 

3. Ist die Bundesregierung bereit, ihre Dienststellen an den Grenz- 
übergängen anzuweisen, bei Andrang von Touristen die Paß- 
und Zollkontrollen derart auf Stichproben zu beschränken, daß 
die Bildung von „Warteschlangen'' vermieden wird? 

In der Antwort zu Frage 2 ist schon dargelegt worden, daß die 
Bundesregierung alles tut, um den Reiseverkehr über die Gren- 
zen so leicht und so flüssig wie möglich zu gestalten. Bei der 
polizeilichen Grenzkontrolle sind Stichproben im Rahmen des 
Möglichen zugelassen. Die Zollstellen beschränken die Anzahl 
der Stichproben im Regelfall noch mehr, als sie dies ohnehin 
schon tun, wenn es der Verkehrsanfall erfordert. Die Bildung 
von Warteschlangen wird dadurch weitgehend vermieden. 
Ganz verhindern läßt sie sich hin und wieder jedoch nicht, da 
der Verkehrsanfall zu unterschiedlich ist. Im übrigen hat die 
Schlangenbildung oft auch Ursachen, die außerhalb der Einfluß- 
möglichkeiten der Zollverwaltung liegen (Straßenverhältnisse, 
Zeitdauer der Abfertigung bei den ausländischen Nachbarzoll- 
stellen). In Stoßzeiten sind z.B. die Warteschlangen auf der 
Autobahn München-Salzburg in Richtung Österreich erheblich 
größer als in umgekehrter Richtung, obwohl eine Zollkontrolle 
bei der Ausreise gar nicht stattfindet. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, innerhalb der EWG auf die 
Benelux-Staaten einzuwirken, daß diese Länder bei der Einreise 
mit Wohnanhängern aus der Bundesrepublik auf ein Triptik 
oder Carnet des passages verzichten? 

Die Frage der Ausstellung von Zollpapieren für die vorüber- 
gehende Einfuhr von Wohnanhängern wird neben anderen 
Fragen Gegenstand der Zollrechtsharmonisierung innerhalb der 
EWG sein. Die Bundesregierung wird dafür eintreten, daß in 
diesen Fällen - dem deutschen Beispiel folgend - auf Zoll- 
papiere verzichtet wird. 
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5. Beabsichtigt die Bundesregierung, mit allen europäischen Staaten 
Gegenseitigkeitsabkommen über den Fortfall des internatio- 
nalen Führerscheins abzuschließen, nachdem deutschen Touristen 
immer wieder Schwierigkeiten bei Verkehrsunfällen in solchen 
Staaten entstehen, mit denen Gegenseitigkeitsabkommen nicht 
abgeschlossen wurden? 

Die Bundesregierung hat mit folgenden Staaten Gegenseitig- 
keitsvereinbarungen getroffen, die die gegenseitige Anerken- 
nung der nationalen Führerscheine ohne Übersetzung garan- 
tieren: 

Andorra, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechen- 
land, Großbritannien mit Nord-Irland, Hongkong, Irland, Italien, 
Luxemburg, Monako, Niederlande, Norwegen, Portugal, San 
Marino, Schweden und Senegal. 

Weitere Gegenseitigkeitsvereinbarungen erübrigen sich, da das 
neue „Weltabkommen über den Straßenverkehr", welches vor- 
aussichtlich im Jahre 1968 verabschiedet werden wird, die 
gleiche Regelung für alle Mitgliedstaaten vorsieht. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt, dem Abkommen beizutreten. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche Touristen in 
Italien trotz eines Gegenseitigkeitsabkommens durch die Polizei 
in verschiedenen Fällen wegen Nichtbesitzes eines internatio- 
nalen Führerscheins mit Geldstrafen belegt wurden? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einzelnen Fällen deut- 
sche Touristen in Italien gebührenpflichtig verwarnt worden 
sind, weil sie keine Übersetzung ihres nationalen Führerscheins 
und auch keinen Internationalen Führerschein mit sich führten. 
Das Auswärtige Amt ist daraufhin auf Veranlassung des Bun- 
desministers für Verkehr sofort bei den zuständigen italie- 
nischen Stellen vorstellig geworden. Die Verhandlungen sind 
noch im Gange. Die italienische Regierung hat jedoch ange- 
kündigt, sie wolle den seit 1951 bestehenden Rechtszustand 
wieder hersteilen, wonach deutsche Kraftfahrer mit ihrem deut- 
schen Führerschein ohne Übersetzung und ohne Internationalen 
Führerschein nach Italien einreisen können. Mit einer end- 
gültigen Klärung noch vor Beginn der Hauptreisezeit ist mit 
Sicherheit zu rechnen. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammenarbeit mit den 
Automobilverbänden dafür zu sorgen, daß deutsche Touristen 
über wichtige Bestimmungen und Änderungen im Versicherungs- 
und Straßenverkehrsrecht aller europäischen Staaten aus- 
reichend unterrichtet werden? 


Die Europäische Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) hat 
bereits im Jahre 1964 die Möglichkeiten einer geeigneten Infor- 
mation ausländischer Touristen über die Besonderheiten des 
Straßenverkehrsrechts in ihren Mitgliedstaaten geprüft und 
Vorschläge für die Anwendung praktischer Maßnahmen 
erarbeitet (Dok. CM (64) 14 vom 18. November 1964). 
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In der Bundesrepublik Deutschland geben die Automobilclubs 
(ADAC, AvD und DTC) zur Unterrichtung ihrer Mitglieder be- 
reits seit Jahren über die wichtigsten europäischen und außer- 
europäischen Reiseländer Touring-Informationen heraus, die in 
Zusammenarbeit mit den ausländischen Korrespondenzclubs 
entwickelt und erforderlichenfalls berichtigt und ergänzt wer- 
den. Neben allgemeinen Ratschlägen für Auslandsreisen ent- 
halten die Informationen insbesondere Angaben über diplo- 
matische und konsularische Vertretungen, über Devisenverkehr, 
Versicherungsfragen, Grenzdokumente und andere erforderliche 
Papiere sowie über Zollbestimmungen und die vom Verkehrs- 
recht der Bundesrepublik Deutschland abweichenden v/ichtig- 
sten Verkehrsbestimmungen und -regelungen. Außerdem er- 
teilen die Informationsbüros der Automobilclubs Auskünfte 
über besondere Verhältnisse in den Reiseländern. 

Für deutsche Auslandsreisende, die nicht Mitglied eines Auto- 
mobilclubs sind, besteht die Möglichkeit, bei den diplomatischen 
und konsularischen Vertretungen der ausländischen Staaten in 
der Bundesrepublik die gewünschten Auskünfte zu erhalten. 

Von diesen Informationsmöglichkeiten machen die Auslands- 
reisenden erfahrungsgemäß umfassenden Gebrauch. Es erscheint 
daher nicht notwendig, daß die Bundesregierung weitere Maß- 
nahmen zur Unterrichtung deutscher Touristen durchführt. 


Lücke 
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